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«Weniger Zwang, mehr Eigen-
verantwortung» – mit diesen
Worten feierte Students.ph,
die Studierendenvertretung der
Pädagogischen Hochschule der
Nordwestschweiz (PH FHNW),
die Lockerung derPräsenzpflicht
auf Instagram. Nach dem ersten
Semester ohne generelle Prä-
senzpflicht in Brugg-Windisch,
Solothurn undMuttenz zeigt sich
heute: Mit der Eigenverantwor-
tung nehmen es offenbar nicht
alle Studierenden so genau.

Erste Stichproben der PH zei-
gen, dass im letzten Semester
mehrStudierende durch die Prü-
fungen gefallen sind. Die Beste-
hensquote lag noch bei etwas
über 90 Prozent, wie die Hoch-
schule gegenüber CH Media be-
stätigte. Zuvor betrug sie dem-
nach über 95 Prozent. Zeitgleich
ging dieAnwesenheit der Studie-
renden an den Vorlesungen und
Seminaren tendenziell zurück.

PH FHNWbeschwichtigt,
Politik ist alarmiert
Die PH ist wegen des Rückgangs
der bestandenen Prüfungen al-
lerdings nicht beunruhigt. «Eine
etwas niedrigere Bestehensquote
in einzelnen Lehrveranstaltungen
wurde aufgrund der geänderten
Präsenzregelung erwartet»,wird
SprecherChristian Irgl zitiert.Die
Hochschule setze auf die Eigen-
verantwortung derStudierenden,
die eine «wichtige Professiona-
lisierungskomponente für ange-
hende Lehrpersonen» sei.

Die Politik indes ist aufge-
schreckt. In einer Interpellation
warnt RemoBrunner, SP-Landrat
des Kantons Basel-Landschaft,
vor einem «alarmierenden Aus-
mass» der «Missstände und Pro-
bleme an der PH FHNW». So
würden die Anträge der Dozie-
renden auf Präsenzpflicht abge-
lehnt, auch wenn sie didaktisch
begründet seien.

Studierende belegten mehr
Kurse als es in einemVollzeitstu-
dium möglich sei. Dazu würden
die Onlineveranstaltungen ein
Konsumverhalten fördern, und
Vorlesungszeiten würden nicht
mehr respektiert. «Die Studieren-
den erscheinen zu spät zu Lehr-
veranstaltungen und verlassen
diese vor dem Ende wieder, weil
ja keine Präsenzpflicht besteht.
Es fehlt teilweise anVerbindlich-
keit undHaltung», schreibt Brun-
ner. Das will die Studierenden-
vertretung Students.ph so nicht
gelten lassen. «Wir distanzie-
ren uns ausdrücklich von sol-
chenVorwürfen», zitiert CHMe-
dia Co-Präsident Omar Wady.
Viele seien neben dem Studium
auf ein Einkommen angewiesen
und müssten deshalb arbeiten.
Der Wegfall der generellen Prä-
senzpflicht schaffe die dafür nö-
tige Flexibilität.

Die Studierenden hatten die
Abschaffung vor zwei Jahren ge-
fordert. Damals äusserten sie
Kritik am komplizierten Ein-
schreibeverfahren derFHNWso-
wie am angeblich mangelnden
Praxisbezug im Unterricht. Eine
Präsenzpflicht führe nicht auto-
matisch zu einem grösseren En-
gagement in den Vorlesungen,
soWadyweiter.Wer heute fehle,
habe sich früher vielleicht ein-
fach in der hintersten Reihe hin-
ter dem Laptop verkrochen.

Fabio Lüdi

PH-Studis müssen
nicht mehr in
die Vorlesung
Präsenzpflicht Im letzten
Semester sindmehr
Studierende durch
die Prüfungen gefallen.

Annalena Müller

Florian Schütz ist Direktor des
Bundesamtes für Cybersicher-
heit (Bacs). Er ist ein ruhiger Be-
amter, der nüchtern analysiert
und sich nicht von Aktionismus
treiben lässt.

Im Gespräch erklärt er, war-
um die Schweiz trotz Neutrali-
tät ein beliebtes Ziel für Angrif-
fe ist. Allein im Jahr 2025 gingen
beim Bacs 222 Meldungen von
Angriffen auf die kritische Inf-
rastruktur ein.Ausserdem zählte
seinAmt über 17’000Angriffe auf
Server, ein Anstieg um 115 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr.

Der SchweizerArmeechef sagte
jüngst, Europa befinde sich
nicht im Krieg, aber auch
nichtmehr im Frieden.
Stimmen Sie dem zu?
Ja, auch wenn ich es etwas an-
ders formulieren würde. Aber
bei den wachsenden geopoliti-
schen Spannungen spielt Cyber
eine wesentliche Rolle, und die
Auswirkungen spüren wir auch
bei uns.

Die Schweiz ist neutral,
ist sie dennoch vonAngriffen
betroffen?
Ja.Wir beobachten vermehrtAn-
griffe auf die Schweizer Server-
infrastruktur, also den Versuch,
Schweizer Server zu kapern und
von dort aus Angriffe auf Server
in der ganzen Welt zu machen.
Die Anzahl der Command-and-
Control-Server, welche verwen-
det werden, um solche Angrif-
fe zu orchestrieren, die vom
Bacs identifiziert und gesperrt
wurden, ist im letzten Jahr um
115 Prozent auf 17’486 gestiegen.

Woran liegt das?
Der Grund dürfte vor allem die
Vernetzung sein. In der Schweiz
stehen viele leistungsstarke Ser-
ver. Das ist verlockend. Nicht
alle Server sind unter Schweizer
Kontrolle. Sie werden auch von
ausländischen Firmen gemietet.
Wenn wir beim Bacs einen Fall
von Missbrauch der IT-Infra-
struktur sehen, dann melden
wir das. Wenn die ausländische
Firma aber nicht reagiert, ist es
sehr schwierig, schnell zu reagie-
ren und das zu stoppen, da der
Rechtsweg lange dauert.

Welche Rolle spielen Russland
und China bei Cyberangriffen
in der Schweiz?
Russland und China versuchen,
ihre eigenen Interessen auch
über den Cyberraumdurchzuset-
zen. Die Schweiz kommt dabei
wegen ihrer geografischen Lage
mitten in Europa ins Visier und
manchmal auch wegen ihrer
politischen Handlungen. Wäh-
rend der Bürgenstock-Konferenz
gab es zahlreiche Angriffe von
einer prorussischen Hacker-
gruppe. Allgemein hält sich das
Bacs abermit politischen Zuwei-
sungen zurück.Wir schauen nur,
vonwo einAngriff technisch aus-
geführtwurde.Die politische Zu-
weisung ist ein politischer Ent-
scheid auf Stufe Bundesrat.

Aber Sie deuten dennoch an:
Die SchweizerNeutralität

schützt nicht vor politisch
motivierten Cyberangriffen?
Neutralität schützt nie. (lacht)
Aber sie kann helfen, den Dia-
log offenzuhalten. Der offene
Dialog ist auch für das Cyber-
thema zentral. Heute teilen wir
defensive Informationen zum
Beispiel vorbehaltlos mit den
USA und mit Europa und erhal-
ten auch Informationen. Wenn
dieser Informationsaustausch
wegen politischer Differenzen
nicht mehr funktionieren wür-
de,wäre das sehr schwierig.Hier
kann uns die Neutralität helfen,
weil es für uns damit einfacher
ist,mit allen Partnern aufAugen-
höhe zu sprechen.

ImAnfang letzterWoche
veröffentlichten Jahresbericht
des Bacswerden
nordkoreanischeAngriffe auf

den Finanz- und Kryptosektor
thematisiert.Was ist das Ziel
dieserAngriffe?
Wie gesagt, die Schweiz ist im-
mer dann ein Ziel, wenn auch
andere hoch digitalisierte, funk-
tionierende Volkswirtschaften
in Europa Ziel sind. Nordkorea
will wahrscheinlich vor allem
Devisen ins Land bringen. Die
Schweiz ist da ein Ort unter
vielen.

Im Jahresbericht geht es
auch um denAusbau der
«sektorspezifischen Cyber
Security Centers» (CSC) –
Partnerschaften zwischen dem
Bacs und kritischen Sektoren,
um derenWiderstands
fähigkeiten gegen Cyberrisiken
zu verbessern.Aktuell gibt es
CSC für den Finanzsektor, die
Schieneninfrastruktur und den

Gesundheitssektor. Für die
Energieinfrastruktur hingegen
gibt es das nicht – ist das nicht
fahrlässig?
Wir sind ein kleinesAmtmit be-
grenzten Ressourcen. Wir müs-
sen schlicht schauen, was wir
stemmen können.Das Parlament
hat uns für dieses JahrmehrMit-
tel zugesprochen, damit können
wir aufstocken undmehrProjek-
te parallel umsetzen.Wir sind im
Kontakt mit dem Energiesektor,
und ein CSC ist durchaus The-
ma. Auch ohne CSC findet ein
Austausch mit Vertretern des
Sektors und dem Bacs statt. Zu-
dem gibt es in der Schweiz seit
April 2025 eine gesetzliche Mel-
depflicht für Cyberangriffe auf
die kritische Infrastruktur – also
auch im Energiesektor. Insge-
samt gab es 2025 über das Mel-
desystem 222 Meldungen von
Angriffen auf die kritische Inf-
rastruktur der Schweiz.

Das Parlament hat das Budget
des Bacs für 2026 um
10Millionen Franken erhöht.
2027 kommenweitere
5Millionen dazu. InAnbetracht
derHerausforderungen, vor
denenwir stehen, scheint das
wenig. Reicht das Geld?
Mit derAufstockung bekommen
wir die Mittel, die wir brauchen,
um die nächsten Schritte zuma-
chen. Das Bacs muss die Cyber-
sicherheit ja nicht allein stem-
men. Im Alltag arbeiten wir eng
mit den Nachrichtendiensten,
demCyberkommando, aber auch
mit zivilen Stellen, den Kanto-
nen zum Beispiel und der Pri-
vatwirtschaft, zusammen. Ich bin
mit der finanziellen Entwicklung
durchaus zufrieden.

Der Bund setzt in der
nationalen Cyberstrategie auf
Hilfe zur Selbsthilfe. Ist das
sinnvoll in einer Zeit, in der sich
die Bedrohungslage betreffend
hybrideAngriffemutmasslich
weiter verschärfenwird?
Hilfe zur Selbsthilfe ist eine sehr
sinnvolle Strategie. Die Bür-
ger und die Unternehmen der
Schweiz haben die Freiheit, ge-
wisse Risikoentscheide selbst zu
fällen. Ich bin derMeinung, dass
sie solche Entscheide auch fäl-
len können, wenn sie die Risi-
ken kennen. Und das ist genau
eine unsererAufgaben: Das Bacs
muss die Risiken korrekt darstel-
len und denMenschen die Infor-
mationen an dieHand geben, da-
mit diesemündige Entscheidun-
gen treffen können.

Cybersicherheit ist nicht nur
Verteidigung, sondern auch
Abschreckung.Welche
Offensivkapazitäten hat die
Schweiz, undwerdenAngriffe
mit Gegenangriffen vergolten?
Wir sprechen nicht über unsere
Offensivkapazitäten. Polizei-,
Nachrichtendienst- undArmee-
gesetz sehen gewisse Möglich-
keiten vor, auf Angriffe zu re-
agieren. Aber ob wir es machen
undwie wir es machen, darüber
sprechen wir nicht.

Mit anderenWorten,
Siemachen es…
… vielleicht. Vielleicht nicht.

«Neutralität schützt nicht
vor Cyberangriffen»
Bundesamt für Cybersicherheit Der Direktor der Behörde, Florian Schütz, erläutert, warum sich Angriffe auf
Schweizer Server 2025mehr als verdoppelt haben – und welche Rolle Russland und China dabei spielen.

«Während der
Konferenz auf dem
Bürgenstock gab es
zahlreiche Angriffe
von einer
prorussischen
Hackergruppe.»

«Wir teilen defensive Informationen vorbehaltlos mit den USA und mit Europa»: Florian Schütz ist Direktor
des Bundesamtes für Cybersicherheit. Foto: Anthony Anex (Keystone)
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Adrian Schmid und
Markus Brotschi

Im Streit um die Bundesfinan-
zen preschen die Grünlibera-
len vor und verlangen eine neue
Vermögenssteuer. «DerBund hat
grossen Bedarf an zusätzlichen
Einnahmen», sagt GLP-Natio-
nalrat Patrick Hässig. Deshalb
werfe man diese Idee jetzt in die
Waagschale.

In der Schweiz werden Ver-
mögen bisher nur in den Kan-
tonen besteuert, nicht aber auf
Bundesebene.GLP-PolitikerHäs-
sig regt eineVermögenssteuer ab
einemFreibetrag von 5Millionen
Franken an. «Dies ist eine smar-
te Besteuerung. Der Mittelstand
wäre davon nicht betroffen.»

Die GLP nimmt damit eine
Idee auf, die bereits Alfred Gant-
ner und andere Milliardäre ein-
gebracht haben. «Wir brauchen
eine progressive Besteuerung
des Vermögens», sagte der Mit-
besitzer der Partners Group nach
der Abstimmung über die Erb-
schaftssteuerinitiative der Juso.
«Es kann nicht sein, dass einige
wenige in diesem Land sehr viel
Vermögen haben, und andere
Leute wissen nicht, wie sie ihre
Krankenkassenprämien und ihre
Miete bezahlen sollen.»

«Besteuert uns!», hiess es
in einem offenen Brief
Zudemhaben im Januarwährend
desWEF fast 400Millionäre und
Milliardäre aus über 20 Ländern
die Politik aufgefordert, höhere
Steuern für extremVermögende
einzuführen. «Besteuert uns!»,
hiess es in einem offenen Brief.
Extremer Reichtum könne poli-
tischen Reichtum kaufen und sei
daher eine «Bedrohung für die
Demokratie».

Gemäss Patrick Hässig ist die
GLP bezüglich der Verwendung
der Mehreinnahmen offen. «Sie
könnten für die AHV und die IV
sowie die Sicherheitsarchitektur
eingesetztwerden. In beiden Be-
reichen brauchenwirLösungen.»

Im Fokus der Politik steht der-
zeit aber eine andereAbgabe: die
Mehrwertsteuer. Der Bundesrat
will sie temporär um0,8 Prozent
erhöhen und damit die Aufrüs-
tung der Armee bezahlen. Zu-
dem hat die Sozialkommission
des Ständerats am Freitag be-
schlossen, die Mehrwertsteuer

um0,4 Prozent anheben zuwol-
len, um die 13. AHV-Rente zu fi-
nanzieren.

Die GLP ist skeptisch. «Die
Mehrwertsteuer dauerhaft zu er-
höhen, ist der falscheWeg», sagt
Hässig.Und bei der Finanzierung
derArmee trage die Bevölkerung
eine solche Erhöhung gemäss

Umfragen nicht mit. Drei Viertel
sind dagegen,wie eine Umfrage
des Forschungsinstituts Sotomo
kürzlich zeigte.

Grundstückgewinnsteuer ist
eine «prüfenswerte Option»
Zu reden gab jüngst auch eine
Grundstückgewinnsteuer. GLP-

Nationalrat Hässig erachtet die-
se gemäss eigenen Aussagen als
eine «prüfenswerte Option».
«Vermögenssteuern haben je-
doch den Vorteil, dass sie kons-
tanter anfallen.»

Denkbar ist für die Grünli-
beralen eine «minimale» Ver-
mögenssteuer von 0,33 Prozent.

Damit könntenMehreinnahmen
von circa 2,7 Milliarden Fran-
ken pro Jahr generiert werden.
Die GLP will sich aber nicht auf
Details festlegen. «Über die ge-
naue Ausgestaltung können wir
gerne diskutieren», sagt Hässig.
Die Partei will nun mit mögli-
chen Partnern das Gespräch su-
chen und dann «am richtigenOrt
vorstössig werden».

Bund befürchtetWegzug
vermögender Personen
Der Bundesrat hat eine Vermö-
genssteuer kürzlich aufgrund
der Finanzierungsprobleme bei
der Armee geprüft – und ver-
worfen. «Die Einführung würde
eine Verfassungsgrundlage mit
Volks- und Ständemehr sowie
eine neue Gesetzgebung bedin-
gen», schreibt dasVerteidigungs-
departement. Zudem warnt es
vor dem Wegzug vermögender
Personen, was die Steuerein-
nahmen «insgesamt schmälern
würde».

Neben der GLP wollen auch
die Grünen Reiche stärker be-
steuern. Im Parlament ist be-
reits ein entsprechender Vor-
stoss der Partei hängig. Dieser
setzt nicht bei denVermögen an.
Stattdessen soll die direkte Bun-
dessteuer auf Einkommen, die
1 Million Franken übersteigen,
erhöht werden. Die Verfassung
lässt heute einen Steuersatz von
maximal 11,5 Prozent zu.

«Das neue Sparpaket ist
extrem einschneidend», sagt
die Grünen-Politikerin Manue-
la Weichelt. Es fehle überall an
Geld. Deshalb müsse auch auf
der Einnahmenseite angesetzt
werden. Dabei sei es einfacher,
eine bestehende Steuer zu erhö-
hen, als eine neue einzuführen.
«Wir können aber nicht dauernd
mit einer Mehrwertsteuererhö-
hung die Schwächsten in unse-
rer Gesellschaft abstrafen.» Im
Grundsatz fordere sie als Zuger
Nationalrätin das Gleiche wie
der Zuger Unternehmer Alfred
Gantner.

Superreiche sollen AHV und Armee
mitfinanzieren – die GLP greift diese Idee auf
Neue Einnahmequelle für den Bund Zur Finanzierung der Sozialwerke und der Sicherheit wollen die Grünliberalen
eine Vermögenssteuer auf Bundesebene einführen. Selbst Milliardäre zeigen sich dafür offen.

GLP-Nationalrat Patrick Hässig regt eine Steuer ab einem Freibetrag von 5 Millionen Franken an. Foto: Raphael Moser

Die E-ID sei freiwillig, sagten die
Befürworter des elektronischen
Identitätsausweiseswährend des
Abstimmungskampfs.Auch Bun-
desrat Beat Jans (SP) argumen-
tierte so.Als er im Interviewüber
die E-ID gefragt wurde, ob die
Freiwilligkeit nicht fadenschei-
nig sei,widersprach er. «Die Frei-
willigkeit ist im Gesetz klar ver-
ankert», so Jans.Wer keine E-ID
wolle und Nein stimme, nehme
lediglich anderen Menschen die
Wahlmöglichkeit.

Nun zeigt sich, dass das Ja
zum elektronischen Identitäts-
ausweis längst nicht nur jene
betrifft, die tatsächlich eine
E-ID haben wollen. Der Zürcher
EVP-Nationalrat Nik Gugger for-
dert, dass Online-Pornografie
nur noch jene konsumieren dür-
fen, die sich via E-ID ausweisen
können.DerBundesrat empfiehlt
diesen Vorstoss zur Annahme.

Obwohl der Zugang zu Porno-
grafie für Minderjährige bereits
heute strafrechtlich verboten sei,
gelinge es Kindern und Jugend-
lichen einfach, auf Pornos zu-
zugreifen, schreibt Gugger in
seinem Vorstoss. «Heute übli-
che Verfahrenwie altersbezoge-
ne Selbstauskünfte sind offen-
sichtlich unzureichend.»Andere
Länderwie Spanien, Frankreich,
Deutschland oder Grossbritan
nienwürden vonAnbietern des-
halb Systeme zurAltersverifika-
tion verlangen.

Der Bundesrat begrüsst
das Postulat
«Mit der Einführung der E-ID
verfügt die Schweiz nun über ein
Instrument für eine technisch
zuverlässige, anonyme und da-
tenschutzfreundlicheAltersprü-
fung», so Gugger. Damit könne
die Schweiz einen wirksamen

Jugendschutz realisieren – ganz
ohneNetzsperren und ohne Ein-
griffe in die Informationsfreiheit.

Die Chancen von Guggers
Vorstoss stehen gut. Er konnte
38 Parlamentarierinnen und
Parlamentarier aus allen gros-
sen Parteien finden, die sein
Anliegen teilen. Auch der Bun-
desrat, der sich bisher stets vor-
sichtig zu Einschränkungen im

Internet äusserte, begrüsst das
Postulat. Kommt Guggers Vor-
stoss durch, muss das Innende-
partement von Elisabeth Baume-
Schneider (SP) in einem Bericht
darlegen,wie die Umsetzung ei-
ner E-ID-Pflicht für Porno-Web-
sites technischmöglichwäre und
welche rechtlichenAnpassungen
dafür erforderlich sind.

Kritiker sprechen von einer
«Scheinfreiwilligkeit»
Für Kritiker der E-ID ist die
Ausweispflicht für Porno-Web-
sites ein Indikator dafür, wie
der Bund die digitale Identität
in Zukunft einsetzen will. «Der
Ausweiszwang im Internet wird
kommen», sagt Jorgo Anania-
dis, Präsident der Piratenpartei,
der sich für ein Nein zur Vorla-
ge einsetzte.

Er sagt,Minderjährige fänden
aufNetflix,Disneyplus oderYou-

tube ebenfalls verbotene Inhal-
te – genauso wie auf Instagram
oder Tiktok. Ananiadis rechnet
damit, dass der Bund bei all die-
sen Plattformen ebenfalls eine E-
ID-Ausweispflicht einführenwill.
«Diese Plattformen verlangen
zwar schon heute Unmengen an
Daten von ihren Usern», sagt der
Piraten-Präsident. Mit den veri-
fiziertenAngaben der E-IDwür-
den diese aber sogar nochweiter
«veredelt».Techkonzerne könn-
ten so noch genauere Profile ih-
rer Nutzerinnen und Nutzer er-
stellen, so Ananiadis.

Wer sich all dem entziehen
wolle,müsse in Zukunftwohl ein
Leben offline führen. «Alle an-
deren werden früher oder spä-
ter eine E-ID brauchen.» Ana-
niadis spricht deshalb von einer
«Scheinfreiwilligkeit».

Welche Folgen eine techni-
sche Altersschranke bei Porno-

Websites hat, zeigt sich seit eini-
genMonaten in Grossbritannien.
Ende Juli 2025 trat dort der On-
line Safety Act in Kraft, der Por-
no-Anbieter verpflichtet, das Al-
ter ihrer Nutzerinnen und Nut-
zer zu kontrollieren.

Zugriffe gingen
um 77 Prozent zurück
Die Zugriffe bei Pornhub, ei-
ner der weltweit bekanntesten
Pornografie-Plattformen, gingen
darauf um 77 Prozent zurück.Al-
lerdings stieg auch die Zahl der
Downloads von VPN-Diensten
(Virtual Private Network) rasant
an. Sie erlauben es, länderspezi-
fische Einschränkungen zu um-
gehen. Letzten Monat hat sich
das britische Oberhaus nun zu-
sätzlich für ein VPN-Verbot für
Minderjährige ausgesprochen.

Quentin Schlapbach

Wer im Internet Pornos schauenwill, soll künftig eine E-ID benötigen
Jugendschutz Ein von allen Parteien getragener Vorstoss sieht die Ausweispflicht bei explizitenWebsites vor.

Welche Folgen eine
Alterschranke hat,
zeigt sich seit
einigenMonaten in
Grossbritannien.


